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wiirden, wenn die Gewerk-
schaften also ganz bewusst -
und nicht, wie in der Vergan-
genheit, weil sie die Kraft dazu
nicht hatten - auf die Aus-
schopfung des Verteilungsrau-
mes verzichten wiirden, wiir-
den dann mehr Arbeitslose ein-
gestellt? Das hat schon nicht
geklappt, nachdem die Ge-

werkschaften unfreiwillig auf

die volle Ausschéplung des
Verteilungsspielraumes ver-
zichtet haben.

Glaubt Oskar Lafontaine wirk-
lich, dass Lohnverzicht Ar-
beitsplédtze schafft, denn genau
darauf lduft es ja wohl hinaus?
Und glaubt Oskar Lafontaine
tatsdchlich, dass Solidaritit
und Gerechtigkeit schon da-
durch vorwirts kimen, dass

Uberlegungen zur Parteiarbeit nach den eidgendssischen Wahlen 1987

| man den Klassenkampf” besei-

tigt — denn jede Tarifauseinan-
dersetzung ist ein Stiick Klas-
senkampf - und durch den Ver-
tetlungskampl innerhalb einer
Klasse ersetzt? Sollen die Ar-
beitnehmer unter sich streiten,
wer auf wieviel verzichtet, und
dann darauf warten, ob die
Arbeitgeber den so entstande-
nen Extra-Profit zu Neueinstel-
lungen oder weiteren Rationa-
lisierungsinvestitionen verwen-
den?

Dieses Spielchen ist in vielen
Tarifverhandlungen schon in
Form von hypothetischen Fra-
gen und Angeboten gespielt
worden. Die Arbeitgeber waren
noch nie bereit zu erkliren,
dass bet einem gewissen Lohn-
oder Gehaltsverzicht eine be-

stimmte Zahl von Arbeitneh-
mern eingestellt wiirde.

Im tibrigen muss ich Oskar La-
fontaine noch an einer zweiten
Stelle korrigieren. Er beruft
sich zu Unrecht darauf, dass
ich bei einem Einkommen ab
8000 Mark seine Verzichtsvor-
schlige fir akzeptabel betrach-
ten wiirde. Ganz zu Recht sagt
Oskar Lafontaine, dass die
SPD nicht Tarifpartei sei. Ich
flige hinzu: und es hoffentlich
auch nie wird. Meine Hoff-
nung aber ist, dass die SPD ei-
ne Partei bleibt, in der sich
auch die Arbeitnehmer mit ih-
ren Interessen weiterhin zu
Hause fihlen dirfen - und
dass auch Oskar Lafontaine ein
Hoffnungstriger bleibt.

Die politische Richtung stimmt:
Trotzdem brauchen wir Erneuerung

Von André Daguet, Leitender Zentralsekretdr SPS

Die eidgendssischen Wahlen
1987 waren fiir uns alle nicht
nur eine herbe politische Ent-
tduschung, sondern gleichzeitig
ein politisches Alarmzeichen,
uns um die Zukunft unserer
Partei und unserer politischen
Anliegen sehr intensiv und sehr
grundsitzlich  zu  kiimmern.
Der SP-Wiihleranteil hat mit ei-
nem  gesamtschweizerischen
Durchschnitt von 18,3 Prozent
(1983 immerhin noch 22.8 Pro-
zent) einen Tiefstand erreicht.
Eine Folge dieses Riickgangs:
mit 41 Nationalratsmandaten
(ohne PSU-Mandat) ist die SP-
Fraktion auf den Stand von
1919 zuriickgefallen.

Seit den Herbstwahlen haben
innerhalb der SP auf verschie-
densten Ebenen zahlreiche
Diskussionen  stattgefunden,

die schon schr viel zur Offenle-
gung der Probleme und zur
Klirung beigetragen haben
(Konferenz der Kantonalpriisi-
denten und -prisidentinnen,
Klausurtagung von GL-Mit-
gliedern zusammen mit weite-
ren Genossen und Genossin-
nen, Klausurtagung der Frak-
tion usw.). Diese Diskussionen
haben bewusst gemacht, dass
enormeAnstrengungenaufallen
Ebenen der Partei, in den Sek-
tionen, in den Kantonalpartei-
en wie in der schweizerischen
Partei notwendig sind, wenn es
wieder aufwirts gehen soll.

Verdndertes
gesellschaftspolitisches Umfeld

Es besteht kein Zweifel, dass
die Partei sich heute in einem

veriinderten gesellschaftspoliti-
schen Umfeld belindet, die
mindestens teilweise Erkli-
rungshilfen fir die geschwiich-
te Stellung der Sozialdemokra-
tie der siebziger und achtziger
Jahre liefern. Die SP kann sich
aufgrund der Verschiebungen
im  sozialen  Schichtgefiige
nicht mehr im gleichen Mass
auf ihre traditionellen Wihler-
schichten abstiitzen. Markante
Verschiebungen ergeben sich
im Verhiltnis zwischen der tra-
ditionellen Arbeiterschicht und
den Angestelltenschichten, zu
denen auch die sogenannten

neuen Mittelschichten geho-
ren.
Zudem 1st dic auslindische

Wohnbevolkerung  in der
Schweiz, die von der soziodko-
nomischen Situation her in
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weiten Teilen der Arbeiter-
schicht angehort - der Anteil
der Ausliinder in einzelnen Ge-
werkschaften ist sehr hoch
weder wahl- noch stimmbe-
rechtigt.

Stdarken und Schwdchen der
heutigen Partei

Diese verdnderte Landschaft
schligt sich nattrlich auch im
inneren Zustand und in der
Entwicklung der Partei nieder.
Der Mitgliederriickgang st
gross. Withrend die Mitglieder-
zahl in den siebziger Jahren
zwischen 50000 und 55000
Mitgliedern lag, ist die Zahl der
Mitglieder bis 1987 auf unge-
fihr 42000 gesunken. Auf-
grund der Uberalterung der
Parteimitgliedschaft wird die-
ser Abwiirtstrend auch bei ak-
tivster Mitgliederwerbung
nicht ohne weiteres aufzuhal-
ten sein.

Dazu kommt eine gewisse Mo-
bilisierungsschwiiche inner-
halb der Arbeiterbewegung all-
gemein, die allerdings nicht
uberall gleichformig verliuft.
In einzelnen Regionen ist die
Partel sogar im Aufwirtstrend,
wie die Wahlen vom vergange-
nen Herbst gezeigt haben.

Auf dem Weg zu einer neuen
Identitdit

Wie keiner anderen Partet ist es
der SP seit Ende der sechziger
Jahre gelungen, nicht nur neue
Themen, wie z. B. friedenspoli-
tische, entwicklungspolitische,
feministische oder umweltpoli-
tische Themen, aufzugreifen
und zu verarbeiten, sondern zu-
gleich Mitglieder verschieden-
ster gesellschaftspolitischer
Gruppierungen in der Partei zu
integrieren (Frauenbewegung,
Friedensbewegung, Anti-
AKW-Bewegung, Umweltorga-
nisationen usw.). Diese politi-
sche Sensibilitdt der Partei fir
neue Themen und Probleme
hinterlisst allerdings auch ihre
8

Spuren. Der Weg von der alten
Zu einer neuen politischen
Identitit ist sehr schwierig. Der
sogenannte Paradigmenwech-
sel der Partei -~ im Parteipro-
gramm von 1982 festgeschrie-
ben - vollzieht sich nicht ohne
Reibungsverluste und Enttiu-
schungen, partelintern  wie
auch in der Withlerschaft

Wir brauchen kein neues
politisches Programm

Nach den Wahlen ist in der 6f-
fentlichen Diskussion von ver-
schiedener Seite eine grundle-
gende Uberpriifung der SP-Po-
litik als Voraussetzung fiir eine
Wiedererstarkung der Partei
postuliert worden. Argumenta-
tion: die Partei vertrete zu stark
griine  Anliegen, beschiftige
sich zu viel mit Randgruppen-
problemen oder vernachlissige
allgemein traditionelle Themen
wie sozialpolitische und arbeit-
nehmerpolitische Fragen. Eine
Argumentationslinie, die nicht
zuletzt einzelne bilrgerliche
Medien aufgenommen haben,
die damit vor allem einen
Hauskrach zwischen Partei
und  Gewerkschaftsbewegung
belegen wollten.

In den vielen partetinternen
Diskussionen, die seit den
Wahlen stattgefunden haben,
hat sich die Erkenntnis inzwi-
schen allgemein durchgesetzt,
dass nicht das politische Pro-
gramm der Parter als Ursache
fiir die Wahlniederlage gese-
hen werden dart. Die politi-
schen Grundlinien der Arbeit
von Partei und Fraktion in den
vergangenen Jahren wie auch
im Wahlkampf selbst - auf der
Grundlage des Programms von
1982 — waren richtig und sollten
deshalb auch nicht in Frage ge-
stellt werden. Im Gegenteil, es
wird wichtig sein, den einge-
schlagenen Weg auch in den
nichsten Jahren konsequent
weiterzuverfolgen.

Das Programm von Lugano ist
ein Programm der Erneuerung.

Selbst biirgerliche Blitter hy_
ben der SP vor den Wahlen 4
testiert, dass ihre politische
Leistungsbilanz in einer Ge
samtbeurteilung gut ausschaut_
Umwelt- und Sozialtaril hahep,
dieses Faktum ihrerseits unter.
strichen. Das Programm v g,
1982 und die darauf begriinda(e
Politik der Partei in den yeap.
gangenen Jahren bilden ¢jpe
sehr gute Grundlage fir die po-
htm,he Erneuerung und dep
gesellschaftlichen Umbay
unserem Lande.

n

Der Umbruch hat seinen Prej

Es darf allerdings nicht yer.
kannt werden, dass die Poljgik
der SP in einer Phase des {jp,.

bruchs und des Wertwandels,
die noch keineswegs abge-
schlossen 1st, nicht ohne VV

derspriiche, Ungereimthejgep
und  Reibungsverluste aus-
kommt und sowohl in der viel.
schichtigen SP-Mitgliedschafy
als auch in der sehr hcttroge
nen SP-Wihlerschaft sehr .
terschiedlich  aufgenommep
und verstanden wird.

Doch auch wenn die politische
Richtung grundsiitzlich stimm;.
dart’ nicht ibersehen werden,
dass unsere Politik nicht in 4]
len Bereichen bereits geniigeng
kohirent und geniigend kja¢
umrissen ist.  Verschiedene
Umfragen zeigen beispielswei.
se, dass die SP in der 6ffeng);.
chen Meinung zwar liber K om.-
petenz in sozialpolitischen Fry.
gen verligt, hingegen in (der

Wirtschaftspolitik  im  Unter-
schied etwa zur FDP gher
schlecht abschneidet.  Mgp

kann diese negativen Einschgg.
zungen als reines Imageprq.
blem betrachten. Das wiire .
lerdings zu einfach. Die zgh|.
reichen innerparteilichen Djq.
kussionen im Nachgang zu dep
jingsten Wahlen machen dey.
lich, dass die SP im Themenpe.
reich Wirtschaft, Arbeit, Tech.
nologie Liicken aufweist, die ip
den kommenden Jahren ge-



schlossen werden miissen. Mit
einer Aufarbeitung der SP-
Wirtschaftspolitik  muss  die
Partei lberzeugende Antwor-
ten auf grundlegende Fragen
von Wirtschaft und Gesell-
schaft in den kommenden Jahr-
zehnten geben kdnnen, wie z. B.
Technologieentwicklung/In-
novation,  Demokratisierung
der Wirtschaft/Mitbestim-
mungsfrage, Arbeitsplatz und
Umweltpolitik, Arbeitszeitpoli-
tik/Flexibilitit oder Verhiiltnis
Schweiz zur EG (in einer so-
zialdemokratischen  Europa-
perspektive!).

Politische Arbeit besser
vermitteln

Gute politische Programme
und gute politische Arbeit niit-
zen nur wenig, wenn sie nicht
zugleich gut vermittelt werden
kénnen, sowohl nach innen, in
der Partei, in den uns naheste-
henden Organisationen als
auch nach aussen, in der Of-
fentlichkeit, gegentiber den
Wihlern und Stimmbiirgern.
Aus dieser Uberlegung heraus
ist der Schluss zutreffend, dass
wir nicht in erster Linie an un-
seren politischen Zielsetzungen
herumschrauben miissen, um
in Wahlen und Abstimmungen
mehr Erfolg zu erreichen, son-
dern dass wir viel mehr Res-
sourcen in Zukunft darauf ver-
wenden miissen, uns und unse-
re Politik besser, wirksamer,
verstindlicher darzustellen
und uns mehr daran zu orien-
tieren, ob unsere Politik linger-
fristig gesellschaftlich wirksam
wird. Diese Feststellung bein-
haltet auch, dass wir uns mehr
als bisher mit der Frage befas-
sen miussen, in welcher Weise
unser offentliches Image durch
unsere Politik bzw. die Art und
Weise der Darstellung beein-
flusst wird.

SP als Hoffnungstrdagerin

Wir miissen aus der Defensive

herauskommen. Unsere Identi-
tdt nach aussen ist viel zu wenig
von dem geprigt, was wir als
Partei sein méchten, nimlich
«Hoffnungstrigerin  fir eine
bessere Zukunft», offensiv, in-
novativ,  verdnderungswillig.
Wir sehen uns selber anders,
als die Offentlichkeit uns ver-
steht. Wir miissen uns vermehrt
damit beschiftigen, dass das
Bild, das wir selber von uns ha-
ben, sehr stark von demjenigen
differiert, das die Offentlich-
keit von uns gewinnt. Wir ver-
stechen uns selber als Hoff-
nungstriger, vermitteln aber
nach aussen nur allzu oft den
Eindruck der Resignation oder
neigen sogar dazu, uns gegen-
seitig in einer politischen Ver-
liererrolle zu bekriftigen.

Schwieriger politischer Markt

Politische Parteien haben ge-
samtgesellschaftlich an Bedeu-
tung verloren, Verbinde dage-
gen an Gewicht gewonnen. Das
Verhiltnis der Wiihler und
Stimmbiirger zu den politi-
schen Parteien hat sich zudem
im Verlaufe der letzten Jahr-
zehnte merklich verindert. Der
politische Markt ist fiir die po-
litischen Parteien schwieriger
geworden. Verschiedene Un-
tersuchungen jiingeren Datums
belegen, dass die Bindung der
Wiihler und Stimmbiirger an
die politischen Parteien ten-
denziell abnimmt. Dieser Pro-
zess trifft am stirksten die Re-
gierungsparteien. Stimmbiirger
gehen auf Distanz zu den Par-
teien. Konsequenz dieser Ent-
wicklung: Fiir Parteien ist es
schwieriger geworden, Wihler
und Stimmbiirger fiir ihre Li-
sten bzw. ithre Parolen zu mobi-
lisieren. Der offene Markt der
sogenannten Gelegenheitswih-
ler und Gelegenheitsstimmbiir-
ger erfordert von den Parteien
vermehrt sachpolitische Uber-
zeugungskraft, qualitativ besse-
re Mobilisierungsstrategien, ei-
ne bessere Biindnispolitik von

Fall zu Fall sowie generell
mehr Professionalitit in der
politischen Informationsarbeit.

Uberforderung durch Vielfalt

Wichtige politische  Fragen
werden immer komplexer und
damit auch erkldrungsbediirfti-
ger. Die Sensibilisierung der
Mitgliedschaft wie auch der
Offentlichkeit bedarf deshalb
sehr intensiver Anstrengungen.
Die Parter - das gilt nicht nur
fiir die SP — ist in der Viellalt
der Themen und politischen
Probleme oft iiberfordert, wirkt
deshalb in der Offentlichkeit
zum Teil sprunghaft und be-
kundet nicht zuletzt Miihe, in
dieser Vielfalt und Breite eine
politische ldentitit zu schaf-
fen.

Die Konsequenz, die sich dar-
aus ergibt, liegt nicht darin, den
politischen Anspruch und das
Selbstverstiindnis  der Parte;j
auf einige wenige Probleme
und Themen zu reduzieren
oder gar zur Einthemenpartei
zu werden. Die Partei muss
sich aber dennoch bemiihen,
politische Schwerpunkte zu
setzen, die dafir um so konse-
quenter und kontinuierlicher
nach innen und aussen bear-
beitet und auf allen Ebenen der
Politik, im Bund, im Kanton
und auf der Ebene der Gemein-
de durchgezogen werden. Die-
se Priorititensetzung muss z. B,
in der parteiinternen Informa-
tions- und Bildungsarbeit so-
wie in der Offentlichkeitsarbeit
thren Niederschlag finden.

Mehr Kommunikation — auch
mit den Sympathisanten

Eine politische Partei wie die
SPist eine komplexe Organisa-
tion, die nicht leicht zu steuern
ist. Je komplexer die Organisa-
tion, desto grosser ist auch die
Bedeutung der organisations .
internen  Kommunikation 1m
Sinne einer Vernetzung zwi-
schen Zentrum, Kantonalpar-
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teten und den Sektionen. Zu
fordern ist deshalb unter ande-
rem der Informationsaustausch
auf horizontaler Ebene (Erfah-
rungen in der Gemeindepoli-
tik, zwischen Exekutiv- und
Parlamentsmitgliedern,  zwi-
schen Kantonalparteien). Von
der SPS miissen in dieser Rich-
tung neue Impulse ausgehen.

Von zunehmender Bedeutung
wird in Zukunft die Ptlege der
Beziehungen zu den sogenann-
ten Sympathisanten sein, die
eine gewisse Bindung an die
Parter haben, unter anderem
vor allem sachpolitisch von der
SP angesprochen sind, aber
auch irgendwelchen Griinden
den Beitritt als Mitglied nicht

Die Sozialdemokraten und die Wirtschaft

(oder noch nicht) vollzichep
mochten. Diese Sympathisgp.
ten sind nicht nur systematj.
scher zu erfassen, sondern gg
sind auch die geeigneten Infgr.
mationsgefiisse und andere
Kontaktformen zu schaffeq.
um die Verbindung zu ithnpep
verstirken zu kénnen.

Der Klassenkampf unter Objekten

Von Ruedi Winkier

In den Diskussionen um die
bet den National- und Stinde-
ratswahlen erlittenen Verluste
der SP und Gewerkschaften
taucht hidufig und aus promi-
nenten Miindern der Ruf nach
mehr  Kompetenz in  wirt-
schaftspolitischen Fragen auf.
Was damit genau gemeint ist —
ob z.B. kompetente Kritikerin-
nen und Kritiker oder kompe-
tente Interpreten der real exi-
stierenden  Wirtschaftspolitik
in unserem Land -, war jeweils
nicht zu erfahren, auch nicht,
warum denn eigentlich mehr
Kompetenz in Wirtschaftsfra-
gen eine so zentrale Stellung im
«Erholungsszenario» der SP
cinnehmen soll.

Ich bin jedoch einverstanden,
dass eine Partei, die sich als Ar-
beitnehmerpartei versteht und
die vor allem auch den Schutz
der Schwiicheren als wichtiges
Ziel versteht, in Wirtschaftsfra-
gen kompetent mitreden kon-
nen muss.

Dieser Beitrag setzt sich im er-
sten Teil mit ein paar grund-
satzlichen Fragen auseinander
und geht in g¢inem zweiten Teil
auf konkrete Vorschliige ein.

Versuchen, die Wirklichkeit
wahrzunehmen

In seinem Buch «Die Okologie
10

der Freiheit» schreibt Murray
Bookchin (leider sehr kompli-
ziert, aber meines Erachtens
sehr zutreffend):

«Weder Ehre, ein Sinn fiir das
«Warum>, noch allgemeine Weis-
heit von den Dingen und Er-
scheinungen haben einen Platz
in der Welt der modernen Indu-
strie. Was in der Technik wirk-
lich zdhlt, ist Effizienz, Quanti-
tit und die Intensivierung des
Arbeitsprozesses. Die bestechen-
de Rationalitdt, die bei der Pro-
duktion des Objektes am Werke
ist, wird in die Rationalisierung
des Subjekts verkehrt, bis die
Subjektivitat des Produzenten

vollig verkiimmert und dieser auf

ein Objekt unter Objekten redu-
ziert ist.»

Wieder Subjekte werden

Wenn ein Betrieb Leute wegen
Rationalisierungsmassnahmen
entldsst, wenn Textilbetriebe
schliessen und die Asea Brown
Boveri (ABB) ankiindigt, dass
sie weitere 2500 Beschiiftigte
entlassen werde, dann sind die
Reaktionen der SP praktisch
immer gleich: Man protestiert,
macht, je nach Bedeutung, eine
Interpellation auf kantonaler
oder eidgendssischer Ebene,
spricht von den Bossen und
zieht sich dann sehr bald ein-

mal auf die Forderung auf ej.
nen guten Sozialplan zur{jck.
Das Reaktionsmuster der (Ge.
werkschaften ist ganz dhnljch.
Kaum je kommt zum A ..
druck, dass auch die Befiirw or-
ter unseres Wirtschaftssystems
lingst deren Abhingige gewor-
den sind, oder, in Anlehnype
an Bookchin, wir eine Gegell-
schaft von Objekten sind_ ip
der die Subjekte fast vollig 4.
gestorben sind.

Unter diesen Objekten gibt eg
zwar solche, die wesentlich
mehr zu sagen haben als ande.
re und die ganz wesentlich
mehr Geld verdienen als ande.
re, aber zwischen den Moglich-
keiten eines heutigen Manpa-
gers, seinen subjektiven Willep
durchzusetzen, und z.B. jenep
eines Unternehmers zu Beginp
der Industrialisierung liegen
Welten. Dass damit der Klas-
sengegensatz - der nach wie
vor besteht — eine andere Qua-
lidt bekommt, ndmlich in Rich.
tung Verteitlungskampf vgn
letztlich  gleichen Zwingen,
kann kaum bestritten werden,

Das «Warum» ist der Technil
abhanden gekommen

Im bereits oben zitierten Buch
fuhrt Bookchin an anderer
Stelle aus: «Ilm klassischep



	Überlegungen zur Parteiarbeit nach den eidgenössischen Wahlen 1987 : die politische Richtung stimmt : trotzdem brauchen wir Erneuerung

